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INNOVATIONSPOLITIK

Gründer- und Technologiezentren: 
Ein Aufbruch in kommunalpolitische Sackgassen?
Joachim Eisbach, Bielefeld 

[y

Gegenwärtig werden in vielen Gemeinden sogenannte Gründer- und Technologiezentren errichtet. Mit ihrer 
Hilfe soll ein Beitrag zur Lösung der kommunalen Wirtschafts- und Beschäftigungsprobleme geleistet wer­
den. Werden sich die Hoffnungen erfüllen?

Inder Bundesrepublil< grassiert das Silicon-Valley-Fie- 
ber. Laut Presseberichten sollen hiervon zur Zeit 50 

bis 100 Kommunen befallen sein. Seine Symptome sind 
hastige forschungs- und technologiepolitische Ge­
schäftigkeit und die unerschütterliche Gewißheit, in ge­
planten oder bereits errichteten kommunalen Gründer­
und Technologiezentren (GTZ) sämtliche Sorgen hin­
sichtlich der kommunalen Wirtschafts- und Beschäfti­
gungsentwicklung begraben zu können'.

Bei den Technologiezentren handelt es sich in der 
Regel um leerstehende Industriegebäude, die mit Ge­
meinschaftseinrichtungen wie Sekretariat und Konfe­
renzraum sowie einem Büropool (Fernsprechzentrale, 
Telex, Datenverarbeitungsanschluß, Fotokopierer, all­
gemeine Verwaltung und Buchführung) ausgestattet 
wurden^. Die Unternehmensgründer bezahlen eine 
subventionierte Miete, die zumeist mit zunehmender 
Verweildauer im Zentrum an die ortsübliche Miete her­
angeführt werden soll. Die Gemeinkosten werden auf 
die Unternehmen umgelegt, während die Inanspruch­
nahme der angebotenen Dienstleistungen den jeweili­
gen Benutzern in Rechnung gestellt wird. Die Verweil­
dauer kann begrenzt oder unbegrenzt sein.

Die kaufmännische Leitung des Zentrums obliegt in 
der Regel einem Zentrumsmanager, zu dessen Aufga­
ben u. a. die Einwerbung und Mitwirkung bei der Aus­
wahl der Bewerber, die Vermittlung von Kontakten zu 
Kreditinstituten, die Beratung der Gründer, die Darstel­
lung des Zentrums nach außen und ganz allgemein die 
Herstellung eines guten Betriebs- und Geschäftsklimas 
gehören.

Dr. Joachim Eisbach, 34, ist wissenschaftlicher 
Angestellter an der Fakultät für Wirtschaftswis­
senschaften, Abt. Wirtschaftspolitik, der Universi­
tät Bielefeld.

Entsprechend ihrer regionalpolitischen Zielsetzung 
werden die Zentren überwiegend von regionalen und lo­
kalen Einrichtungen getragen. Sie werden zumeist in 
Form einer Besitzgesellschaft, in die die Kommunen die 
Gebäude einbringen, und einer Betriebsgesellschaft 
geführt.

Die Vorteile dieser Zentren für die Existenzgründer 
liegen in einer Senkung der Fixkosten während der be­
trieblichen Anlaufphase, einer günstigeren Position ge­
genüber Kreditinstituten, wenn bei ihrer Aufnahme in 
das Technologiezentrum bereits eine Vorauswahl ge­
troffen wurde, in den Beratungsangeboten und der Ent­
lastung von Verwaltungsarbeiten, den Möglichkeiten in­
formeller Kontakte und schließlich in den größeren 
Chancen einer finanziellen Förderung durch öffentliche 
Programme.

Durch die Zentren sollen vor allem Hochschulabsol­
venten sowie Beschäftigte aus Industrie und Handwerk 
angesprochen werden, die sich mit technisch neuen 
Ideen selbständig machen wollen, denen aber das nöti­
ge Startkapital und das kaufmännische Know-how feh­
len. Zum Teil soll durch sie aber auch bereits existieren­
den Unternehmen die Möglichkeit geboten werden, ein­
zelne ihrer Betriebsfunktionen in die Zentren zu verla­
gern.

Das Potential

Angesichts der zahlreichen Initiativen zur Errichtung 
kommunaler GTZ drängt sich die Frage auf, ob sich für 
diese Zentren ausreichend innovative Gründer finden 
lassen. Eine Schätzung des Umfangs innovativer Un­
ternehmensgründungen kann auf die Erfahrungen des 
FuE-Personalkostenzuschußprogramms zurückgrei-

' Die Entwicl<lung begann mit der Errichtung des Berliner Innovations­
und Gründerzentrums (BIG) Ende 1983.

 ̂ Vgl. B. E l l e r b r o c k :  In vielen Städten der letzte Schrei: Das ei­
gene Technologiezentrum, in: Frankfurter Rundschau v. 12. 5.1984.
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fen, mit dem kleine und mittlere Unternehmen des Ver­
arbeitenden Gewerbes gefördert wurden. Von den mit 
diesem Programm zwischen 1979 und 1982 geförder­
ten Unternehmen wurden rund 2500 im Zeitraum 1970 
bis 1979 gegründet. Das sind rund 1 % sämtlicher in 
diesem Zeitraum erfolgten Unternehmensgründun- 
gen^. In absoluten Zahlen ergibt dies rund 250 Unter­
nehmensgründungen pro Jahr im gesamten Bundesge­
biet.

Der Anteil der innovativen Unternehmensgründun­
gen wird somit auf rund 1 % sämtlicher Neugründungen 
im Verarbeitenden Gewerbe geschätzt''. Die Schätzung 
unterstellt, daß der Großteil der FuE betreibenden Un­
ternehmen durch das FuE-Personalkostenzuschußpro- 
gramm erfaßt w u rde -w as  zutreffen d ü rfte - und daß die 
Inanspruchnahme der FuE-Personalkostenzuschüsse 
gleichbedeutend mit innovativen Entwicklungen ist.

Die zweite Annahme scheint jedoch zu „optim istisch“ 
zu sein, denn der mittelständische FuE-Prozeß ist zu­
meist ein Prozeß der bestmöglichen Entsprechung der 
Kundenwünsche im Wege des Ausprobierens, des Ba­
steins, des Experimentierens. Kleine und mittlere Unter­
nehmen halten somit in der Regel keine neuen techni­
schen Lösungen für ihre Kunden bereit, sondern erar­
beiten sie im Zuge der Auftragsakquisition und -abwick- 
lung®. FuE wird demnach nicht auf erwartete Markt­
chancen hin konzipiert, sondern orientiert sich an kon­
kreten Wünschen und Vorgaben seitens der Abnehmer. 
Konkrete Auftraggeber und genau spezifizierte Anfor­
derungen an die zu liefernden Produkte sind bei innova­
tiven Unternehmensneugründungen jedoch in der Re­
gel nicht gegeben. Die ihnen zugrunde liegenden neuen 
technischen Ideen müssen sich den Markt erst erobern, 
die jungen Unternehmen erst noch Kunden gewinnen.

Es erscheint daher problematisch, Daten über den 
Umfang der mittelständischen Forschung und Entwick­
lung von bereits in Geschäftsbeziehungen stehenden 
Unternehmen auf Unternehmensneugründungen zu 
übertragen. Die Zahl der innovationsorientierten Neu­
gründungen kann somit erheblich geringer sein, als auf­
grund der Schätzung angenommen.

Förderung von Innovationen?

Man mag demgegenüber die Frage für wichtiger hal­
ten, ob die Errichtung kommunaler GTZ die Zahl innova­
tiver Unternehmensgründungen zu erhöhen vermag. 
Anders gewendet: Gibt es ein bedeutendes Innova­
tionspotential, das ohne kommunale GTZ nicht ausge­
schöpft werden würde®?

Der beschriebene typische mittelständische Innova­
tionsprozeß sowie die Erfahrung mit dem FuE-Perso-

nalkostenzuschußprogramm lassen vermuten, daß die 
geförderten Unternehmen ihre forschungs- und ent­
wicklungsbezogenen Aktivitäten nicht so sehr verstärkt, 
sondern vielmehr umetikettiert haben. Ein wesentlicher 
Effekt von Förderprogrammen dürfte somit sein, daß 
das Förderungsbewußtsein der Unternehmen gestärkt 
wird und sie „für die Notwendigkeit statistischer Infor­
mationsweitergabe sensibilisiert“  ̂werden.

Schwieriger zu beurteilen ist das Potential von „Spin- 
o ff“-Gründungen aus forschungsintensiven Großunter­
nehmen heraus. Hohe Erwartungen dürften jedoch 
auch hier fehl am Platze sein:

□  Großunternehmen betreiben schon seit langem öf­
fentlich geförderte FuE, ohne daß es dadurch in der Ver­
gangenheit in größerem Umfang zu innovationsorien­
tierten Abspaltungen mit anschließender Gründung 
selbständiger Unternehmen gekommen wäre.

□  Großunternehmen nehmen in der Regel eine sorg­
fältige Analyse der Marktchancen eines neuen Produkts 
vor. Es dürfte daher kaum die Regel werden, daß sich 
Mitarbeiter von solchen Unternehmen selbständig ma­
chen, die an neuen Projekten arbeiteten, die dann aus 
kommerziellen Gründen venvorfen wurden. Der Kon­
kurs wäre in diesem Falle nur allzu wahrscheinlich.

□  Großunternehmen entwickeln zu einem Teil Vorrats­
und Sperrpatente, wodurch eine Unternehmensneu­
gründung, die auf deren Verwertung hin ausgerichtet 
ist, ausgeschlossen wird.

Es ist somit anzunehmen, daß der überwiegende Teil 
neuer und als profitabel angesehener Produkte bereits 
unter den gegebenen Bedingungen und von den beste­
henden Unternehmen auf den Markt gebracht wird und 
kommunale GTZ die Entwicklung und Markteinführung 
neuer Produkte nicht werden verstärken können.

Leerstehende GTZ?

Die Mehrzahl der GTZ im In- und Ausland bietet für 
mindestens 20 bis 30 Unternehmen Platz. Wegen der 
„Fühlungsvorteile“ , von denen man sich innovative An­
regungen verspricht, und der angestrebten Gemein­
kostensenkung können die GTZ nicht beliebig verklei-

 ̂ Vgl. G. B r ä u n l i n g  u. a.: Gründer- und Technologiezenlren, Se­
minarunterlage 7. 7. 1984, S. 7.2.

'  Vgl. K.-D. S c h m i d t  u. a.: Im Anpassungsprozeß zurückgewor­
fen. Kieler Studien 185, Tübingen 1984, S. 49.

* Vgl. Th. E 11 w e i n , W. B r u d e r :  Innovationsorientierte Regio­
nalpolitik, Opladen 1982, S. 202 ff.

® Die folgenden Überlegungen beschränken sich auf die Industrie, aus 
der der größte Teil der Gründer stammt.

 ̂ H. E c h t e r h o f f - S e v e r i t t :  Die Unternehmen denken um, in: 
Deutsche Universitätszeitung, 1981, S. 748.
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nert werden®. Geht man davon aus, daß die 50 bereits 
bestehenden und/oder geplanten GTZ im Durchschnitt 
20 Unternehmen Platz bieten, dann kommt man bun­
desweit auf ein Angebot von 1000 Betriebsstätten. Ih­
nen stünde eine geschätzte Nachfrage von 250 Unter­
nehmen gegenüber -  vorausgesetzt alle innovativen 
Neugründungen beabsichtigen, sich zunächst in den 
Zentren niederzulassen. Unter dieser Annahme wären 
dann die Zentren in vier Jahren voll belegt. Vor dem Hin­
tergrund der zuvor gemachten Bemerkungen und unter 
Berücksichtigung der hohen Insolvenzrate gerade bei 
jungen Unternehmen® erscheint diese Prognose ausge­
sprochen optimistisch. In den USA werden „über 50 % 
der (science-)Parks. .  mittlerweile als gescheitert ange­
sehen; die durchschnittliche Belegung aller Parks lag 
1974 bei nur 44 In den Niederlanden „haben die
meisten der 60 Zentren zumindest einen Teil-Leer- 
stand; etliche sind zu weniger als 60 % belegt, einige 
nur bis zu 30 Von den niederländischen Zentren
sind überhaupt nur drei oder vier voll belegt'^.

Konsequenzen unzureichender Auslastung

Vor dem Hintergrund des sich mit jedem weiterem 
GTZ verschärfenden Auslastungsproblems zeichnen 
sich zwei mögliche Reaktionen der Kommunen ab.

□  Zwischen den Kommunen nimmt die Konkurrenz um 
Gründer zu. Die Kommunen beschleunigen den Aufbau 
von GTZ, um anderen Kommunen, die ähnliche Vorha­
ben verfolgen, zuvorzukommen. Sie versuchen, Bewer­
ber nicht mehr nur aus der Umgebung, sondern bundes­
weit zu akquirieren. Die Konkurrenz um Gründer führt 
dazu, daß die Zentren letztlich teurer werden, als zur 
Zeit geplant und das Konzept insgesamt in Mißkredit ge­
rät.

□  Um den mit einem erheblichen Teil-Leerstand der 
Zentren deutlich werdenden kommunalpolitischen Miß­
erfolg zu vermeiden, werden die Anforderungen an die 
Bewerber zurückgenommen. Dies um so eher, als die 
Kommunalpolitiker möglichst rasch beschäftigungspoli­
tische Erfolge vorweisen wollen. Und dazu scheint eine 
schnellstmögliche Belegung des Zentrums am geeig-

® Als „kritische Masse" werden 20 bis 25 Unternehmen angesehen. 
Vgl. H. F i e d l e r :  Die Konzeption des Berliner Innovations- und 
Gründerzentrums, in: Berliner Innovations- und Gründerzentrum, S. 35.

® Nach Schätzungen des Verbands der Vereine Creditreform „erfolgen 
rd. % dieser Neugründungen in der Rechtsform der GmbH, von denen 
wiederum fast 80 % innerhalb der ersten 4 Jahre nach Gründung insol­
vent werden“ . Unternehmensentwicklung 1984. Vervielf. Manuskript 
(Neuß1984), S. 18.

D. H e n c k e I : Science Parks, Gründerzentren, Difu-Kurzinfor- 
mation, Berlin 1984, S. 3,

"  Ebenda, S. 7.

Vgl. Ausländische Erfahrungen tjei der Gründung, Finanzierung und 
beim Management von Zentren für junge Unternehmen. Zusammenfas­
sung. ISI-Seminarbericht Bd. 16, Karlsruhe 1984, S. 13.

netsten zu sein. Durch die Senkung der Anforderungen 
an die Bewerber wird jedoch das Konzept verwässert. 
Die innovationsanregenden „Fühlungsvorteile“ , die die 
Zentren realisieren sollen, schwinden mit der Aufnahme 
nichtinnovativer Unternehmer; die GTZ werden zu Ge­
werbehöfen, deren Vorteil sich für die darin ansässigen 
Unternehmen auf die Subventionierung (z. B. der Mie­
ten) und die durch die gemeinsame Nutzung von Ge­
meinschaftseinrichtungen bewirkte Fixkostensenkung 
reduziert. Berücksichtigt man darüber hinaus noch die 
Bedeutung örtlicher Hochschulen als Brutstätte poten­
tieller Gründe'®, dann dürften sich sehr bald zwei Klas­
sen von GTZ herausbilden: Zum einen diejenigen, die 
als Hochschulanhängsel neue Technologien oder Pro­
dukte erbrüten helfen, und zum anderen diejenigen 
GTZ, die als kommunale Einrichtungen ohne Hoch- 
schulanschluß mangels einer hinreichenden Zahl inno­
vativer Gründer zu Gewerbehöfen degenerieren.

Nachteile und Kosten

Aus der Versammlung junger innovativer Unterneh­
men unter einem Dach wird die Entstehung von intensi­
ven informellen Kontakten -  „Fühlungsvorteilen“ -  er­
wartet, die den Unternehmen innovative Anstöße geben 
sollen. Den vermeintlichen und tatsächlichen Vorteilen 
der Zentren für die darin arbeitenden Unternehmen 
steht jedoch eine Reihe von Nachteilen gegenüber, die 
die enwarteten Vorteile zunichte machen können:

□  Die an die Unternehmensgründer herangetragenen 
Entartungen technologischer Spitzenleistungen kön­
nen unter Umständen eher deren Konkurrenz als deren 
Kooperation fördern, wodurch intensive Kontakte gera­
de gemieden würden.

□  Die Gemeinschaftseinrichtungen können zeitweise 
überlastet oder durch andere Unternehmen in Anspruch 
genommen sein.

□  Eine Geheimhaltung erscheint aufgrund von vielfälti­
gen Berührungspunkten, die sich aus der räumlichen 
Nähe ergeben, nicht ausreichend gewährleistet.

□  Die einzelnen Unternehmen können mit einem un­
günstigen Image des Zentrums oder anderer darin täti­
ger Unternehmen identifiziert werden.

□  Die Anwesenheit in einem GTZ kann bei potentiellen 
Kunden Zweifel an der Leistungs- und Lieferfähigkeit 
der Unternehmen hervorrufen.

Die durch die GTZ mitbewirkte Aufwertung und För­
derung der Selbständigkeit und des Unternehmerbildes

Vgl. E. J. K e u n e ,  K. N a t h u s i u s :  Technologische Innova­
tion durch Unternehmensgründungen, Köln 1977, S. 38 f.
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können potentielle Gründer unter Umständen über die 
wirtschaftlichen Risiken ihres Unternehmens hinweg­
täuschen, da die Aufnahmefähigkeit und -bereitschaft 
der Märkte durch die Zentren nicht erweitert werden. 
Die Risiken von Neugründungen werden dadurch unter- 
und ihr beschäftigungspolitischer Beitrag überschätzt.

Soweit aus der Presse bekannt, weichen die veran­
schlagten Kosten der GTZ zum Teil stark voneinander 
ab. Neben der Größe und Ausstattung spielt eine we­
sentliche Rolle, ob ein Um- oder Neubau geplant ist. Bei 
einem 2500 qm großen GTZ mit Umbaukosten in Höhe 
von 1000 DM/qm bzw. Neubaukosten in Höhe von 2000 
DM/qm, die zu einem Zinssatz von 8 % p.a. auf 20 Jah­
re fremdfinanziert werden, jährlichen Betriebskosten 
von 250 000 DM (Zentrumsmanager, Sekretariat, Ver- 
und Entsorgung) ergibt sich bei einer Quadratmetermie­
te von 10 DM pro Monat in Abhängigkeit vom Ausla­
stungsgrad folgende Kostenbelastung für die betreffen­
de Kommune:

Ungedeckte Kosten eines GTZ pro Jahr (DM)

Auslastungsgrad (%) Umbau Neubau
30 415 000 670 000
50 355 000 610 000
80 265 000 520 000

Die Kostenschätzung enthält keine eventuellen Auf­
wendungen für den Gebäude- oder Grundstückser­
werb.

Aufgrund der obigen Schätzung des Gründerpoten­
tials und vor dem Hintergrund der ausländischen Erfah­
rungen dürften damit zusätzliche Belastungen der kom­
munalen Haushalte unvermeidlich sein, ohne daß auf 
absehbare Zeit mit zusätzlichen Einnahmen zu rechnen 
wäre.

Für die Kommunen stellt die Errichtung eines GTZ ein 
Element ihrer Selbstdarstellung nach außen dar. Es sol­
len Aufgeschlossenheit der Kommunen gegenüber der 
Wirtschaft und aktive regionale Wirtschaftspolitik doku­
mentiert werden. Ein niederländischer Teilnehmer an 
einem Seminar über GTZ stellte fest: „Es hat sogar den' 
Anschein, daß manche Behörden, Einrichtungen und 
kommerzielle Organisationen in den Betriebszentren le­
diglich ein Instrument erblicken, das ihnen gestattet, 
sich besser zu profilieren . . .  Diese Situation erinnert 
unwillkürlich an den mittelalterlichen Wettbewerb der 
Städte: An die Stelle monumentaler Gotteshäuser ist of­
fenbar ein neues Prestigeobjekt -  das Betriebszentrum 
-  getreten.“ ’ “ Die kommunalen Aktivitäten fügen sich 
insofern in die allgemeine Wirtschaftspolitik ein, als sie 
von einer forschungs- und technologiepolitischen Dyna­
mik getragen werden, die zur Stärkung der Zuversicht in 
der Wirtschaft beitragen soll. Die technologieinspirierte 
und -inspirierende Hochstimmung kann jedoch sehr 
bald in eine kommunalpolitische Mißstimmung U m ­

schlagen.

L. V e r h 0 e f : Sind Betriebszentren ein Beitrag zur Lösung regio­
naler Wirtschaftsprobleme?, in: Ausländische Erfahrungen . . S. 9.
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